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Bennigser bei Unfall getötet:
Heute Prozessbeginn
Autofahrer wegen „verbotenen Kraftfahrzeugrennens“ angeklagt ‰‰ SPRINGE | 9

Q Polens Ministerpräsident
Mateusz Morawieckiwill im Eu-
ropaparlament die Entschei-
dungen in seinem Land zu
Rechtsfragen verteidigen. Das
polnische Verfassungsgericht
meint, dass Teile des EU-
Rechts nicht mit Polens Verfas-
sung vereinbar seien. An der
Plenardebatte wird auch EU-
Kommissionspräsidentin Ursula
von der Leyen teilnehmen.

Q Das Europäische Parlament
befasst sich mit dem Etatplan
für 2022 und der Bekämpfung
von Geldwäsche.

Q Der Ausschuss zur Kapitol-
Attacke in Washington stimmt
über das weitere Vorgehen im
Fall Steve Bannon ab. Der Do-
nald-Trump-Vertraute weigert
sich, mit dem Ausschuss zu-
sammenzuarbeiten. Es geht um
die Erstürmung des US-Parla-
mentsgebäudes durch Anhän-
ger des bisherigen Präsidenten.

Q Zum Schutz der Ostsee
startet eine internationale Mi-
nisterkonferenz in Lübeck. Ziel
ist es, ein neues Maßnahmen-
programm zu verabschieden.

Q Ihre Prognose zur Wirt-
schaftsentwicklung und zu
den finanzpolitischen Heraus-
forderungen bis 2060 legt die
OECD vor, die Organisation für
wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung.

Seit Monaten steigen die Kosten
an den Zapfsäulen der Tankstel-
len, jetzt werden Preisrekorde
geknackt: Diesel ist in Deutsch-
land so teuer wie noch nie. Und
für Superbenzin ist der Höchst-
stand von 2012 nicht weit ent-
fernt.

HANNOVER/MÜNCHEN. Der
Preis für Diesel lag am Sonn-
tag im bundesweiten Schnitt
bei 1,555 Euro pro Liter. Damit
wurde der Rekord vom 26. Au-
gust 2012 übertroffen. Super
der Sorte E10 kostete 1,667
Euro pro Liter – nur noch 4,2
Cent unter dem Höchststand
vom 13. September 2012. Der
Automobilclub ADAC mahnt
eine Entlastung für Pendler
an. Aus Niedersachsen gibt es
Forderungen nach einer höhe-
ren Pendlerpauschale.
„CO2-Abgabe und Rohöl-

nachfrage treiben den Sprit-
preis derzeit in die Höhe und
belasten Privathaushalte und

Unternehmen“, stellt der nie-
dersächsische Wirtschaftsmi-
nister Bernd Althusmann
(CDU) fest. Mobilität dürfe
kein Luxus werden – gerade
auf dem Land gebe es zum
Pkw mit Verbrennungsmotor
bislang kaum Alternativen.
„Bei weiterhin rasant steigen-
den Spritpreisen muss die
Bundespolitik handeln und an
anderer Stelle für Entlastung
sorgen, etwa durch eine höhe-
re Pendlerpauschale“, meint
Althusmann. Ähnlich äußerte
sich Ministerpräsident Ste-
phan Weil (SPD) in der
„Welt“. Bereits mit Einführung
des CO2-Preises sei die Pend-
lerpauschale erhöht worden.
„Bleibt der Treibstoff auf ei-
nem so hohen Preisniveau,
wird es ähnliche Lösungen ge-
ben müssen“, so Weil.
Es sei „schwer erträglich“,

dass Mobilität für viele nicht
mehr bezahlbar sei, sagt die
Sprecherin des ADAC Nieder-
sachsen, Christine Rettig. „Die
Pendler werden am meisten
belastet.“ Die Politik müsse

das jetzt regulieren. ADAC-
Verkehrspräsident Gerhard
Hillebrand warnt davor, die
Bevölkerung zu überfordern.
„Ich hoffe – und gehe ange-
sichts der aktuellen Spritpreis-
steigerung davon aus –, dass
ein noch schneller ansteigen-

der CO2-Preis vom Tisch ist.“
Das fordert auch das Güterge-
werbe. „Man müsste überle-
gen, ob man die Erhöhung der
CO2-Steuer zum 1. Januar aus-
setzt“, sagt Christian Richter,
Landesgeschäftsführer der
Fachvereinigung Güterkraft-
verkehr des Gesamtverbandes
Verkehrsgewerbe Niedersach-
sen. Der Dieselpreis sei von
September 2020 bis Septem-
ber 2021 um rund 37 Prozent
gestiegen, die Gesamtkosten
für das Gewerbe stiegen damit
um rund 9 Prozent. „Es be-
steht dringender Handlungs-
bedarf.“ Richter verweist auf
den Preisvorteil für osteuropäi-
sche Konkurrenten beim
Kraftstoff.
Der Ölpreis zieht mit dem

Wiedererstarken der globalen
Konjunktur nach dem Coro-
na-Schock an und hat sich
binnen Jahresfrist in etwa ver-
doppelt. Beim Diesel wird der
Anstieg zudem durch die
herbsttypische hohe Nachfra-
ge nach Heizöl verstärkt.
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Diesel so teuer wie noch
nie in Deutschland

Automobilclub und Politiker fordern eine Entlastung der Pendler
VON THERESA MÜNCH
UND CHRISTOF RÜHRMAIR

Knapp 1,60 Euro kostete der Li-
ter Diesel am Montag in Ha-
meln. FOTO: DANA

WASHINGTON. Der frühere
US-General und Außenminis-
ter Colin Powell ist infolge von
Komplikationen nach einer
Corona-Infektion gestorben.
Er war 84 Jahre alt und laut
seiner Familie vollständig ge-
gen Covid-19 geimpft; er hatte
seit längerem gesundheitliche
Probleme. Powell – Sohn ja-
maikanischer Einwanderer –
wurde 2001 als erster Schwar-
zer US-Außenminister, 2004
verzichtete er auf den Posten.
Seine Amtszeit war überschat-
tet vom Kampf gegen den Ter-
ror und den Kriegen in Afgha-
nistan und im Irak. Sein Wer-
ben für den Militäreinsatz ge-
gen Iraks Diktator Saddam
Hussein bereute Powell spä-
ter. dpa ‰‰ BLICKPUNKT | 2

Ex-Minister
Powell stirbt
trotz Impfung

Colin Powell † FOTO: DPA

WARSCHAU/BERLIN/LUXEM-
BURG. Polens nationalkonser-
vative PiS-Regierung baut das
Justizwesen seit Jahren um.
Kritiker werfen ihr vor, Richter
unter Druck zu setzen. Die
EU-Kommission hat wegen
der Reformen mehrere Ver-
tragsverletzungsverfahren ge-
gen Warschau eröffnet und
Klagen beim Europäischen
Gerichtshof (EuGH) einge-
reicht. Nun dreht Polen gegen
Deutschland den Spieß um
und fordert eine Überprüfung
des Systems zur Nominierung
von Richtern am Bundesge-

richtshof. Einen entsprechen-
den Antrag, den EuGH anzu-
rufen, werde er im Kabinett
stellen, sagte Justizminister
Zbigniew Ziobro am Montag.
Gegen Deutschland solle ein
Verfahren angestrengt wer-
den, weil die Politisierung der
Richternominierung gegen
EU-Verträge verstoße.
Ziobro erklärte, wenn der

EuGH versichere, dass die Be-
teiligung von Politikern an der
Auswahlprozedur für Richter
in Polen die Unabhängigkeit
dieser Richter infrage stelle,
dann stelle Polen nun die Fra-
ge, welchen Einfluss so eine
Beteiligung auf die Unabhän-

gigkeit künftiger Richter am
Bundesgerichtshof habe. Im
Juli hatte der EuGH geurteilt,
die 2018 eingerichtete Diszi-
plinarkammer an Polens
Oberstem Gericht biete nicht
alle Garantien für Unabhän-
gigkeit und Unparteilichkeit.

Ausgewählt werden die Mit-
glieder der Disziplinarkammer
vom Landesjustizrat. Der
EuGH monierte, der Landes-
justizrat sei ein Organ, das
„von der polnischen Exekutive
und Legislative wesentlich
umgebildet wurde“, an seiner

Unabhängigkeit gebe es be-
rechtigte Zweifel.
Ziobro argumentiert nun, in

Deutschland würden Richter
für den Bundesgerichtshof
vom Richterwahlausschuss ge-
wählt, der ausschließlich aus
Politikern besteht. Dem Gre-
mium gehören die 16 Justizmi-
nister der Länder sowie 16
weitere Mitglieder an, die vom
Bundestag bestimmt werden.
Damit sei der Ausschuss stär-
ker politisiert als Polens Lan-
desjustizrat, sagte Ziobro. Die-
sem gehören 17 Richter, sechs
Parlamentsabgeordnete sowie
zwei von der Regierung ent-
sandte Mitglieder an.

Richterwahl: Retourkutsche aus Polen
Regierung in Warschau will gegen Deutschland vor den Europäischen Gerichtshof ziehen

VON DORIS HEIMANN
Polens Justizmi-
nister Zbigniew
Ziobro moniert
den politischen
Einfluss bei der
Auswahl der Rich-
ter für den deut-
schen Bundesge-
richtshof. FOTO: DPA
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